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Einführung 
 

Exekutiver Ungehorsam – Eine Aporie im Rechtsstaat? 



 

 

 
 
 
 

 
§ 1 Der Tod des „Ehrenmannes“? 

Im Jahr 1918 erschien dem Reichsgericht die Rechtstreue des Staates so selbst-
verständlich, dass es die Gefahr einer Nichtbefolgung von Gerichtsentschei-
dungen durch Hoheitsträger für ausgeschlossen hielt und damit die Subsidiari-
tät der Feststellungsklage gegenüber vollstreckbaren Klagemöglichkeiten für 
solche Fälle ablehnte.1 Das Bild vom Staat als „Ehrenmann“2 war ins Leben 
gerufen. Trotz aller Erfahrungen mit einem Unrechtsstaat hält auch die Nach-
kriegsrechtsprechung bis heute an diesen Annahmen des Reichsgerichts fest.3 
Während Kritik schon lange nicht ausbleibt,4 erschüttert die augenscheinliche 
Häufung unbeachteter Gerichtsentscheidungen seit 2018 zunehmend die Prä-
misse dieser Rechtsprechungslinie. Damit ist die Frage aufgeworfen, ob das 
Paradigma einer Verwaltung, die selbstverständlich Gerichtsentscheidungen 
umsetzt, ausgedient hat: Ist der „Ehrenmann“ im Staat gestorben? Wenn da-
nach gefragt wird, ist es zudem dringend an der Zeit, nach Antworten des 
Rechtsstaats auf derartiges verweigerndes Verhalten exekutiver Hoheitsträger 
zu suchen. Gibt es effektive Instrumente, die sicherstellen können, dass Ge-
richtsentscheidungen gerade auch von der vollziehenden Gewalt befolgt wer-
den?5 Dem soll im Folgenden nachgegangen werden. Hierfür wird zunächst ein 
Überblick über die Dimension und praktische Relevanz des Problems gegeben. 
Wenn in jüngerer Vergangenheit selbst die Androhung und Festsetzung von 
Zwangsgeldern gegen die vollziehende Gewalt nicht zur Umsetzung eines 

 
1 RGZ 92, 1 (8); 92, 376 (378); später ebenso RGZ 129, 31 (34); 146, 290 (294 f.). 
2 Diese Ansicht der Rechtsprechung wird in der Literatur verbreitet als „Ehrenmannthe-

orie“ bezeichnet, etwa Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 12. Aufl. 2021, § 18 Rn. 6; Möstl, 
in: Posser/Wolff, BeckOK VwGO, § 43 Rn. 15. 

3 BVerwGE 36, 179 (181 f.); 77, 207 (211); 114, 61 (63); 137, 171 (172 f.); BGHZ 28, 
123 (126); BGH, Urteil vom 09.06.1983 – III ZR 74/82, juris Rn. 15; BGH, Urteil vom 
17.06.2016 – V ZR 272/15, juris Rn. 16. 

4 Schenke, AöR 95 (1970), S. 223 (255); v. Mutius, VerwArch 63 (1972), S. 229 (230 ff.); 
Klenke, NWVBl 2003, S. 170 (172); Brüning, JuS 2004, S. 882 (884); Sodan, in: Sodan/ 

Ziekow, VwGO, § 43 Rn. 121; Schenke, in: Kopp/Schenke, VwGO, § 43 Rn. 28; Happ, in: 
Eyermann, VwGO, § 43 Rn. 43; Würtenberger/Heckmann, Verwaltungsprozessrecht, 
4. Aufl. 2018, Rn. 480. 

5 Das Bedürfnis wurde bereits im ersten Deutschen Bundestag thematisiert, BT-
Drucks. 1/4278, S. 50 f.; nachfolgend auch BT-Drucks. 2/462, S. 48 f.; BT-Drucks. 3/55, 
S. 48 f. 
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Richterspruchs geführt hat, scheinen sich Gerichte und Klageparteien in einer 
aporetischen Situation wiederzufinden, in der Ratlosigkeit darüber herrscht, 
wie der Widerspruch zwischen Sein und Sollen aufgelöst werden kann. Drei 
Beispiele aus den letzten Jahren sollen die Situation illustrieren. 

A. Sami A. – Bewusste Täuschungen 
A. Sami A. 

Der tunesische Staatsangehörige Sami A. gehörte mutmaßlich zur ehemaligen 
Leibgarde von Osama Bin Laden. Im Rahmen seines Asylverfahrens in 
Deutschland verfügte die zuständige Behörde zu seinen Gunsten ein Abschie-
bungsverbot gem. § 60 Abs. 2 AufenthG a.F. Nachdem dieses unter Anord-
nung der sofortigen Vollziehbarkeit vom Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) widerrufen wurde, legte Sami A. Widerspruch ein und bean-
tragte die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung.6 Im laufenden Ver-
fahren hatte das Verwaltungsgericht am 27.06.2018 das BAMF als Beteiligte 
des Verfahrens um Mitteilung gebeten, sollten sich Änderungen bei dem für 
den 12.07.2018 angesetzten Abschiebungstermin ergeben.7 Bei der Rückspra-
che des BAMF mit dem zuständigen Referat am Familienministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vertrat letzteres die Auffassung, der „sicherheitsstra-
tegisch[e] und politisch[e] Stellenwert“ des Falles ließe es nicht zu, das Gericht 
über das neue Datum der Rückführung zu informieren. Daraufhin teilte das 
BAMF dem VG Gelsenkirchen nur mit, dass die geplante Flugbuchung stor-
niert wurde, weshalb das Gericht von einem „Hängebeschluss“8 absah. Unbe-
kannt blieb den Richtern dabei, dass die Abschiebung nur um wenige Stunden 
auf den frühen Morgen des 13.07.2018 verschoben wurde. 

Durch Zufall gab das Verwaltungsgericht dem Begehren von Sami A. noch 
am 12.07.2018 vor dem Vollzug der Abschiebung statt. Zum Zeitpunkt des 
Bekanntwerdens des Beschlusses bei den Behörden war ein Abbruch der be-
reits eingeleiteten Abschiebung noch möglich. Obwohl die Abschiebung nicht 
hätte fortgesetzt werden dürfen, wurden seitens des BAMF weder Bemühun-
gen unternommen die Besatzung des bereits gestarteten Flugzeugs zu kontak-
tieren noch die Flugroute zu ändern. Letztlich wurde Sami A. den tunesischen 
Behörden übergeben. 

 
6 VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 12.07.2018 – 7a L 1200/18.A, juris. 
7 OVG Münster, Beschluss vom 15.08.2018 – 17 B 1029/18, juris Rn. 39. Dort – in den 

Rn. 12–26, 33 und 39 f. – werden auch die im folgenden Text geschilderten Ereignisse do-
kumentiert. 

8 „Hängebeschlüsse“ werden von Gerichten insbesondere im einstweiligen Rechtsschutz 
als Zwischenverfügungen erlassen, um den status quo zu sichern, wenn eine Behörde nicht 
freiwillig dazu bereit ist, die Eilentscheidung abzuwarten. Näher dazu MacLean, LKV 2001, 
S. 107. 
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Das OVG Münster spricht insoweit von einem „evident rechtswidrigen Be-
hördenhandeln“, vermisst „rechtsstaatlich korrektes Informationsverhalten“ 
und sieht rechtsstaatliche Grundsätze, das Gewaltenteilungsprinzip und den 
Anspruch auf effektiven Rechtsschutz gefährdet.9 Diese Gerichtsentscheidung 
verstand der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul offenbar als 
Affront und kritisierte, dass sich die Richter nicht ausreichend „dem Rechts-
empfinden der Bevölkerung“ angepasst hätten.10 In der Öffentlichkeit erregten 
diese Vorgänge viel Aufmerksamkeit. Es wurden mitunter Rücktrittsforderun-
gen gegenüber dem zuständigen nordrhein-westfälischen Familienminister 
Joachim Stamp erhoben.11 Dagegen waren die Stimmen in der Rechtsliteratur 
teilweise etwas zurückhaltender: Der Sachverhalt sei für die Richter „nicht ein-
fach zu durchschauen“ gewesen und das Gericht trage eine Mitverantwortung; 
es hätte auch selbst mit dem zuständigen Landesministerium in Kontakt treten 
müssen.12 Seitens der Behörden handele es sich nicht um einen Fall vorsätzli-
cher Insubordination.13 Schenkt man dem OVG Münster dahingehend Glau-
ben, dass über die bevorstehende Abschiebung bewusst hinweggetäuscht und 
trotz Kenntnis des entgegenstehenden Beschlusses mit der Abschiebung fort-
gefahren wurde, erscheinen diese Bewertungen überaus wohlwollend. 

B. Stadthalle Wetzlar – Fehlvorstellung über Bindungskräfte 
B. Stadthalle Wetzlar 

Die Ereignisse um die Stadthalle Wetzlar zeigen, dass nicht nur Verwaltungs-
gerichte, sondern sogar Deutschlands höchster Rechtsprechungskörper, das 
Bundesverfassungsgericht, mit der Nichtbefolgung seiner Entscheidungen 
durch die Exekutive zu kämpfen hat. Nachdem sich die Stadt Wetzlar trotz 
obergerichtlicher Verpflichtung und Zwangsgeldfestsetzung14 weigerte, der 

 
9 OVG Münster, Beschluss vom 15.08.2018 – 17 B 1029/18, juris Rn. 33, 40. 
10 In Rasche/Quadbeck, Stadt Bochum muss Sami A. nach Deutschland zurückholen, 

Rheinische Post vom 16.08.2018, abrufbar unter: www.rp-online.de/nrw/panorama/sami-a-
muss-nach-deutschland-zurueckgeholt-werden_aid-24401713. Siehe dazu auch BT-Drucks. 
19/5216, S. 1. 

11 Blasius, Grüne fordern nach Fall Sami A. Rücktritt von Minister Stamp, WAZ online 
vom 16.08.2018, abrufbar unter: www.waz.de/politik/fall-sami-a-gruene-fordern-nach-ovg-
entscheidung-ruecktrittvon-minister-stamp-id215098605.html. 

12 Schmitz, DVBl 2019, S. 265 (267). 
13 Klinger, NVwZ 2019, S. 1332. Dagegen gehen Holterhus/Michl, Die fragile Autorität 

der Judikative, in: Holterhus/Michl, Die schwache Gewalt?, S. 1 (2) kritischer von einer 
nachweislichen Täuschung aus. 

14 Hierzu VG Gießen, Beschluss vom 20.12.2017 – 8 L 9187/17.GI, juris; VGH Kassel, 
Beschluss vom 23.02.2018 – 8 B 23/18, juris. Die Zwangsgeldandrohung bzw. -festsetzung 
in VG Gießen, Beschluss vom 22.03.2018 – 8 N 1539/18.GI, BeckRS 2018, 5474 bzw. VGH 
Kassel, Beschluss vom 23.03.2018 – 8 E 555/18, juris blieb ebenso ohne Erfolg. 
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NPD die Stadthalle für eine Veranstaltung im Rahmen des Landtagswahlkamp-
fes zur Verfügung zu stellen, musste eine Eilanordnung des BVerfG ergehen, 
die die fachgerichtlichen Urteile bestätigte.15 Auch das beeindruckte die Stadt 
Wetzlar offenbar wenig, denn die Türen der Stadthalle blieben der NPD wei-
terhin verschlossen. Wegen der fehlenden Umsetzung des Beschlusses, richtete 
der damalige Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts und zuständige Se-
natsvorsitzende Ferdinand Kirchhof ein Schreiben an das Regierungspräsi-
dium Gießen als Aufsichtsbehörde, in dem er um Aufklärung des Vorfalls bat. 
Die Nachforschungen haben ergeben, dass bei der Stadt Wetzlar „offensicht-
lich […] Fehlvorstellungen über die Bindungskraft richterlicher Entscheidun-
gen“ bestanden hatten.16 Daraufhin regte das BVerfG an, künftig „Überforde-
rungen von Kommunen in derartigen Situationen“ mit den Mitteln der Kom-
munalaufsicht entgegenzuwirken.17 

C. Luftreinhalteplanung – Politischer Opportunismus 
C. Luftreinhalteplanung 

Auf besonders beharrlichen Widerstand sind Gerichtsentscheidungen zur Luft-
reinhalteplanung gestoßen. Die verwaltungsgerichtliche Verpflichtung, Maß-
nahmen für das Münchener Stadtgebiet zur Einhaltung des Stickstoffdioxid-
grenzwertes zu ergreifen,18 wurde im Jahr 2014 rechtskräftig.19 In der Folge 
konkretisierte der VGH München letztverbindlich die erforderlichen Maßnah-
men zu Verkehrsverboten für bestimmte Dieselfahrzeuge in Teilen des Stadt-
gebiets.20 Mangels Umsetzung wurden Zwangsgelder festgesetzt. Zwar ent-

 
15 BVerfG, Beschluss vom 24.03.2018 – 1 BvQ 18/18, juris. Später bekam die NPD auch 

im Hauptsacheverfahren recht, VG Gießen, Urteil vom 03.09.2019 – 8 K 2064/18.Gl, juris. 
16 Pressemitteilung des BVerfG, Nr. 26/2018 vom 20.04.2018, abrufbar unter: www.bun-

desverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2018/bvg18-026.html. 
Hecker, NVwZ 2018, S. 787 (790 f.) berichtet, dass die Kommunalaufsicht in der unveröf-
fentlichten Stellungnahme zum Ergebnis kam, die Stadt Wetzlar habe den Beschluss nicht 
willentlich missachtet. Gleichzeitig bezweifelt er die Nachvollziehbarkeit dieser Angaben 
des Regierungspräsidiums. 

17 Pressemitteilung des BVerfG, Nr. 26/2018 vom 20.04.2018. 
18 VG München, Urteil vom 09.10.2012 – M 1 K 12.1046, juris. 
19 Eine Berufung wurde vom Freistaat Bayern zurückgenommen, VGH München, Be-

schluss vom 09.11.2018 – 22 C 18.1718, juris Rn. 7. 
20 VGH München, Beschluss vom 27.02.2017 – 22 C 16.1427, juris Rn. 189 f. Daraufhin 

hatte auch das BVerwG in einem anderen Verfahren die Möglichkeit gerichtlicher Anord-
nungen von Verkehrsverboten höchstrichterlich bestätigt, BVerwGE 161, 201. 

Etwas zurückhaltender später VGH München, Beschluss vom 27.08.2020 – 22 C 20.44, 
juris Rn. 53. 
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richtete das Land die Zahlungen, die rechtskräftigen Entscheidungen zur Luft-
reinhalteplanung blieben aber unbeachtet.21 In einer Regierungserklärung lässt 
der Ministerpräsident des Freistaats Markus Söder 2018 noch verlautbaren, 
Bayern sei „Autoland“ und man wolle keine Fahrverbote.22 Die Grünenfraktion 
im Bundestag sah sich angesichts der politischen Dimension dieser Untermi-
nierung gerichtlicher Autorität dazu veranlasst, einen Antrag unter anderem 
auf Feststellung der Missbilligung des Verhaltens der Bayerischen Staatsregie-
rung zu stellen.23 Angesichts der mangelnden Beugewirkung tradierter 
Zwangsmittel wandte sich der VGH München mit einem Vorlagebeschluss 
schließlich an den EuGH und fragte sogar nach der Zulässigkeit von Zwangs-
haftanordnungen etwa gegen Ministerpräsidenten oder Behördenleiter.24 Nach-
dem der EuGH für Zwangshaftanordnungen jedenfalls keinen Freibrief erteilt 
hat,25 sah der VGH München von weiteren Vollstreckungsmaßnahmen ab und 
verzichtete auf die Wiederholung der Forderung nach Einführung von Ver-
kehrsverboten für alte Dieselfahrzeuge.26 Wenig beachtet, obwohl durchaus 
bemerkenswert, ist der Umstand, dass der vorsitzende Richter der zuständigen 
Kammer am VGH München, Wolfgang Peitek, nur einen Tag nach Ergehen 
dieser vergleichsweise wohlwollenden Entscheidung für das Land Bayern vom 
bayerischen Innenminister zum Präsidenten des VG München befördert 
wurde.27 Nachdem die betreffende Zuständigkeit zur Luftreinhalteplanung mit 
Wirkung zum 01.06.2021 vom Land auf die Gemeinde München durch Art. 2 
Abs. 2 Nr. 2 lit. b), Abs. 8 BayImSchG übertragen wurde, hat der Stadtrat am 

 
21 Anschauliche Darstellung in VGH München, Beschluss vom 09.11.2018 – 22 C 

18.1718, juris Rn. 23 ff. 
22 Söder, Das Beste für Bayern, Regierungserklärung des Bayerischen Ministerpräsiden-

ten vom 18.04.2018 vor dem Bayerischen Landtag, S. 12, abrufbar unter: www.bay-
ern.de/wp-content/uploads/2018/04/DAS_BESTE_FUER_BAYERN.pdf. 

23 BT-Drucks. 19/837. 
24 Der Wunsch nach einer effektiveren Vollstreckung spricht im Vorlagebeschluss VGH 

München, Beschluss vom 09.11.2018 – 22 C 18.1718, juris aus jeder Zeile. 
25 Der EuGH hat entschieden, dass die Anordnung von Zwangshaft gegen Amtsträger 

ohne vorhersehbare Rechtsgrundlage auch unter Berücksichtigung des unionsrechtlichen 
Anwendungsvorrangs nicht möglich ist. Zwischen den Zeilen regt der EuGH jedoch an, in 
kurzen Abständen hohe Zwangsgelder festzusetzen, die entgegen der bisherigen Praxis nicht 
vom beklagten Hoheitsträger an sich selbst zu zahlen sind, EuGH, Urteil vom 19.12.2019 – 
C-752/18, EU:C:2019:1114 (Deutsche Umwelthilfe), Rn. 40. Zur rechtlichen Zulässigkeit 
solcher Maßnahmen → § 14. 

26 Mit der siebten Fortschreibung des Luftreinhalteplans habe sich die entsprechende 
Pflicht erledigt, VGH München, Beschluss vom 27.08.2020 – 22 C 20.44, juris. 

27 Das Vorliegen eines inhaltlichen Zusammenhangs der Beförderung mit dem zuvor er-
gangenen Beschluss kann hier freilich nicht nachgewiesen werden. Zur Beförderung von 
Wolfgang Peitek siehe die Pressemitteilung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
vom 28.08.2020, abrufbar unter www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressear-
chiv/2020/246/index.php. Zum Verhältnis der Staatsgewalten zueinander → § 4. 
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26.10.2022 einen Luftreinhalteplan beschlossen, der zonale Verkehrsverbote 
für bestimmte Diesel-Kraftfahrzeuge mit zahlreichen Ausnahmen vorsieht.28 

Die Baden-Württembergische Verwaltungsgerichtsbarkeit befand sich in ei-
ner parallelen Situation zur Luftreinhalteplanung in der Landeshauptstadt. Das 
VG Stuttgart schlug insoweit jedoch einen anderen Weg ein. Nachdem die bis-
herige Vollstreckungspraxis keine Gefolgschaft der Landesverwaltung herbei-
führen konnte, hat es erstmals als Begünstigte von Zwangsgeldern in der bis 
dahin außergewöhnlichen Höhe von 25.000 Euro statt dem Land selbst eine 
nicht-staatliche Organisation benannt.29 Damit will sich aber das Land Baden-
Württemberg ungern abfinden und hat sich – bisher erfolglos – gegen die Voll-
streckung gewehrt.30 Immerhin gilt seit dem 01.07.2020 im Stuttgarter Talkes-
sel sowie drei weiteren Stadtbezirken ein Verkehrsverbot für Dieselfahrzeuge 
der Abgasnorm Euro 5 und schlechter. Allerdings bat der baden-württember-
gische Verkehrsminister Winfried Hermann seinen Kollegen Thomas Strobl, 
Innenminister des Landes, die Polizei anzuweisen, Verstöße gegen Fahrverbote 
nicht zu verfolgen. Thomas Strobl antwortete darauf, Verstöße würden bis zum 
30.09.2020 nur verwarnt.31 

D. Massive Warnzeichen oder unbeachtliche Einzelfälle? 
D. Massive Warnzeichen? 

Die vorstehenden Beispiele suggerieren, dass – entgegen dem immer wieder 
geäußerten Vorwurf ausufernden judikativen Einflusses32 – die Bezeichnung 
der Rechtsprechung als „schwächste der drei Gewalten“33 auch heute noch ein 

 
28 Derzeit läuft die Öffentlichkeitsbeteiligung, Münchener Rathaus Umschau 205/2022 

vom 26.10.2022, S. 3 f., abrufbar unter: ru.muenchen.de/pdf/2022/ru-2022-10-26.pdf. 
29 VG Stuttgart, Beschluss vom 21.01.2020 – 17 K 5255/19, juris bestätigt durch VGH 

Mannheim, Beschluss vom 14.05.2020 – 10 S 461/20, juris. Vom VG Stuttgart wurde jedoch 
ausdrücklich offengelassen, ob nach der Entscheidung des EuGH auch die Anordnung von 
Zwangshaft gegen Amtsträger möglich ist. Zu den inhaltlichen Fragen der Zwangsvollstre-
ckung → § 14. 

30 Das VG Stuttgart hat zunächst einen Antrag auf vorläufige Einstellung der Zwangs-
vollstreckung des Landes abgelehnt, VG Stuttgart, Beschluss vom 03.07.2020 – 17 K 
3162/20, juris. Die Entscheidung über die Vollstreckungsabwehrklage steht noch aus. 

31 Siehe dazu die Berichterstattung der LTO-Redaktion, Landesregierung will Diesel-
Fahrverbot trotz Gerichtsentscheidungen verhindern, LTO vom 23.07.2020, abrufbar unter: 
lto.de/recht/nachrichten/n/stuttgart-diesel-fahrverbot-vg-vollstreckungsabwehrklage-poli-
tik-verhindern/. 

32 Zu diesem alten Vorwurf etwa zuletzt wieder Jestaedt/Lepsius/Möllers/Schönber-
ger (Hrsg), Das entgrenzte Gericht, 2011 und Rüthers, Die heimliche Revolution vom 
Rechtsstaat zum Richterstaat, 2. Aufl. 2016. 

33 Da die Judikative weder das Schwert führe, noch finanziellen Einfluss nehmen könne, 
kam Hamilton, The Federalist Papers No. 78, in: Hamilton/Madison/Jay, The Federalist 
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Körnchen Wahrheit in sich trägt. In einem gut funktionierenden Rechtsstaat 
hätte diese Schwäche jedoch nicht so deutlich zu Tage treten dürfen. Schließ-
lich ist die Idealvorstellung des Reichsgerichts von einer selbstverständlichen 
Rechtstreue der Exekutive34 heute unverändert ein anzustrebendes Ziel.35 

Allerdings vermögen wenige Einzelfälle den Rechtssaat als solchen noch 
nicht ernsthaft zu diskreditieren, soweit sie sich nicht zu systematischen Miss-
achtungen entwickeln.36 Ob die drei Beispiele eine gefährliche Systematik auf-
weisen und sich in eine übergreifende Entwicklung einordnen lassen, vermag 
abschließend nur eine empirische Untersuchung zu klären, die hier nicht ge-
leistet werden kann. Um die Brisanz der Situation besser abzuschätzen, lohnt 
es sich aber, zumindest eine überschlägige, heuristische Betrachtung des Kon-
textes vorzunehmen. 

Dass Hoheitsträger Gerichtsentscheidungen inhaltlich ablehnen, ist jeden-
falls kein Novum des 21. Jahrhunderts. Spätestens mit den Widerständen zum 
Soldaten- und Kruzifix-Beschluss37 ist die Thematik ins Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit getreten. Neben solch verbalem Protest und Urteilsschelten38 be-
schäftigten bereits zuvor zahlreiche Fälle die Rechtswissenschaft, in denen sich 
die Verwaltung dem Vollzug von Gerichtsentscheidungen verweigern wollte.39 

 
Papers Bd. 2, S. 290 (291 f.) zu dieser Einschätzung. Zwei Jahrzehnte zuvor – unter Bedin-
gungen eines absolutistischen Staates – ging Montesquieu, De l'esprit des lois, 1768, 
Livre XI, Cp. 6, S. 320 noch weiter und sprach Gerichten ihre Macht vollständig ab („en 
quelque façon nulle“). 

34 RGZ 92, 376 (378), dazu bereits oben. 
35 Im Gesetzgebungsverfahren des heutigen verwaltungsgerichtlichen Zwangsvollstre-

ckungsrecht räumt der Gesetzgeber ein, die Befolgung von Urteilen durch Behörden müsse 
„in einem Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit sein“, BT-Drucks. 3/55, S. 49. 

36 So auch Voßkuhle, NJW 2018, S. 3154 (3156). 
37 BVerfGE 93, 266 und BVerfGE 93, 1. Zur neuen Qualität der Kritik von Entscheidun-

gen im Gefolge dieser Beschlüsse Limbach, Die Akzeptanz verfassungsgerichtlicher Ent-
scheidungen, 1997, S. 2; Schulze-Fielitz, Wirkung und Befolgung verfassungsgerichtlicher 
Entscheidungen, in: FS 50 Jahre BVerfG Bd. 1, S. 385 (416). In diesem Kontext erwähnens-
wert ist außerdem das bereits 1961 ergangene Deutschlandfernsehen-Urteil (BVerfGE 12, 
205), welches das Kabinett nach Aussagen des damaligen Bundeskanzlers Konrad Adenauer 
in einem einstimmigen Beschluss als „falsch“ angesehen hatte; trotzdem müsse man das 
Urteil befolgen, BT-Plenarprotokoll 03/147 vom 08.03.1961, S. 8308. 

38 Zur Urteilsschelte und ihren Grenzen Mishra, Zulässigkeit und Grenzen der Urteils-
schelte, 1997; Voßkuhle, NJW 1997, S. 2216. 

39 Mit Bezug auf VGH Stuttgarter Senat, Urteil vom 21.05.1948 – III 61/48, AöR 35 
(1948), S. 485, Scherer, Die Durchsetzung von Verwaltungsgerichtsurteilen gegenüber einer 
widerstrebenden Behörde, 1949, S. 4 ff. Auf RGZ 108, 144; OVG Lüneburg, Beschluss vom 
18.11.1949 – II B 5/49, DVBl 1950, S. 248 und BGH, Urteil vom 30.10.1961 – III ZR 
196/59, juris verweist Miedtank, Die Zwangsvollstreckung gegen Bund, Länder, Gemeinden 
und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts, 1964, S. 8 Fn. 32. Bank, Zwangs-
vollstreckung gegen Behörden, 1982, S. 15 Fn. 9 bezieht sich auf OVG Hamburg, Urteil 
vom 27.09.1977 – Bf II 83/76, juris; OVG Lüneburg, Beschluss vom 17.03.1967, DVBl 
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Auch der Fall um die Stadthalle Wetzlar ordnet sich in eine Geschichte behörd-
licher Missachtungen von Gerichtsentscheidungen ein, die rechtsextremen Par-
teien Zugang zu öffentlichen Einrichtungen gewähren.40 Obwohl diese Fülle 
an Vorkommnissen zunächst nahe legt, dass hoheitliche Insubordinationen in 
Deutschland Tradition haben,41 werden sie in der Öffentlichkeit und den 
Rechtswissenschaften oftmals nur als Randproblem wahrgenommen. 

In den letzten Jahren hat sich diese Einschätzung offenbar gewandelt; die 
drei vorstehenden Fälle sind auf ein breites Echo in Medien und Rechtswissen-
schaft gestoßen.42 Diese Entwicklung wird darüber hinaus vom vielbeschwo-
renen Narrativ einer Krisenzeit für den Rechtsstaat begleitet. Befeuert durch 
Ereignisse im Zusammenhang mit der sog. „Flüchtlingskrise 2015“ – wie ins-
besondere der teilweise als rechtsbrüchig angesehenen Grenzöffnung43 – ent-
steht eine breite öffentliche Diskussion zur Missachtung rechtlicher Vorgaben, 
die sich lange nicht mehr in Migrationsfragen erschöpft und im Rahmen der 
Covid-19-Pandemie neuen Aufwind erfuhr. Titel wie „Deutschland in Ge-
fahr“,44 „Wie der Rechtsstaat ausgehöhlt wird“,45 „Die Herrschaft des Un-

 
1969, S. 119; VGH Mannheim, Beschluss vom 10.05.1973 – IV 178/73, NJW 1973, S. 1518; 
VGH Mannheim, Beschluss vom 25.03.1976 – IV 559/76, DÖV 1976, S. 606; VGH Mann-
heim, Beschluss vom 12.05.1976 – IX 920/75, DVBl 1977, S. 211; OVG Münster, Beschluss 
vom 12.12.1973 – V B 871/73, NJW 1974, S. 917 und VG Köln, Beschluss vom 05.07.1968 
– 1 M 12/68, DVBl 1968, S. 712. Pietzner/Möller, in: Schoch/Schneider, VwGO, § 172 
Rn. 5, 62 weisen auf OVG Hamburg, Beschluss vom 26.03.1949, MDR 1949, S. 506; OVG 
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.12.2009 – OVG 10 L 21.09, juris und wie Wilfried 
Bank auf OVG Lüneburg, Beschluss vom 17.03.1967 – II B 15/67, DVBl 1969, S. 119 hin. 

40 Z.B. VGH München, Beschlüsse vom 14.01.2008 – 4 C 08.96 und 4 CE 08.60, juris 
sowie BVerfG, Beschluss vom 09.08.1999 – 1 BvR 2245/98, juris. In diesem Zusammen-
hang ist wohl auch die Diskussion um die Versammlungsfreiheit für Rechtsextremisten zu 
sehen, bei der sich auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit gegen das BVerfG gestellt hatte; 
siehe dazu Battis/Grigoleit, NJW 2004, S. 3459 und sogleich → § 3 A. II. 2. 

41 Parallel hierzu kommt Wittreck, Administratives Unrecht, in: Müßig, Ungerechtes 
Recht, S. 147 (149 f.) zum „pathologischen Befund“, beim weit gefassten Komplex admi-
nistrativen Unrechts handele es sich um ein Alltagsphänomen in der Bundesrepublik. 

42 Aus der Presse z.B.: Haneke, Richter Gnadenvoll – Wetzlar und der Rechtsstaat, FAZ 
vom 21.04.2018, S. 4; Forudastan, Böser Verdacht, SZ vom 16.07.2018, S. 4; van Lijnden, 
Wie ist der Staat zu packen?, FAZ vom 04.09.2019, S. 4. Aus der Rechtswissenschaft z.B.: 
Lex, VBlBW 2021, S. 187; Will, NJW 2020, S. 963; Berkemann, DÖV 2019, S. 761; 
Brocker, jM 2019, S. 155; Kring, NVwZ 2019, S. 23. 

43 Vgl. die Darstellung in Tabbert/Wagenseil, ZAR 2017, S. 429. 
44 Wendt, Deutschland in Gefahr, 2016. 
45 Papier, Die Warnung: Wie der Rechtsstaat ausgehöhlt wird, 2019. 
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rechts“46 oder „Das Ende der Gerechtigkeit“47 erregen nachhaltig Aufmerk-
samkeit48 und warnen vor dem vollständigen Zusammenbruch des Rechtsstaa-
tes. Obgleich in der Populärliteratur sicherlich mit Zuspitzungen gearbeitet 
wird,49 zeichnet sich parallel auch ein sachlich-wissenschaftlicher Diskurs ab, 
bei dem – wenngleich teilweise aus anderer Stoßrichtung – Politik,50 Justiz51 
und rechtswissenschaftliche Fachliteratur52 auf aktuelle ernstzunehmende Be-
drohungen für den Rechtsstaat hinweisen. Auch der Bundesrat hat auf die jün-
geren Fälle exekutiver Missachtungen von Gerichtsentscheidungen reagiert 
und machte im März 2022 von seinem Gesetzesinitiativrecht mit dem Ziel Ge-
brauch, das verwaltungsprozessuale Zwangsvollstreckungsrecht gegen Ho-
heitsträger zu reformieren.53 Dies unterstreicht die Aktualität der Problematik. 

Schließlich zeigt die Parallelität der Weigerungen der Bayerischen und der 
Baden-Württembergischen Landesregierung in Sachen Luftreinhalteplanung 
erste Ansätze einer Systematik des Problems.54 Hinzu kommt, dass sich die 

 
46 Vosgerau, Die Herrschaft des Unrechts, 2018. Diese Formulierung verwendete zuvor 

Horst Seehofer zur Einordnung der Situation nach der Grenzöffnung im Interview mit der 
Passauer Neuen Presse, „Herrschaft des Unrechts“ bei Flüchtlingspolitik, PNP vom 
10.02.2016. 

47 Gnisa, Das Ende der Gerechtigkeit, 2. Aufl. 2017. 
48 Wendt, Deutschland in Gefahr, 2016 hat es zum Spiegel-Bestseller geschafft. Zu dieser 

wachsenden „Literatursparte“ zählen z.B. auch Knispel, Rechtsstaat am Ende, 2021; Weidel, 
Widerworte, 2019; Burow, Justiz am Abgrund, 2018; Strunz, Geht's noch, Deutschland?, 
2018. Im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie etwa Papier, Freiheit in Gefahr, 2021; 
Scheibe, Grundrechte in Quarantäne, 2022. 

49 Ebenso zur Pressearbeit Schmitz, DVBl 2019, S. 265 (267 Fn. 28). Vgl. konkret zu Zu-
spitzungen in der medialen Aufbereitung der Verweigerung in Sachen Luftreinhalteplanung, 
Gafus, EurUP 2020, S. 185 (198). 

50 BT-Drucks. 19/837 und BT-Drucks. 19/5216. 
51 In der Abschlusserklärung der 58. Jahrestagung der Präsidentinnen und Präsidenten der 

Oberverwaltungsgerichte und Verwaltungsgerichtshöfe der Länder sowie des Präsidenten 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 21.09.2018 sehen die Präsidenten wegen mangelndem 
Respekt vor der Funktion der Verwaltungsgerichte bei Teilen der Bevölkerung und staatli-
chen Funktionsträgern Anlass zur Sorge. 

52 Etwa Voßkuhle, NJW 2018, S. 3154; Huber, Der Staat 56 (2017), S. 389; Gärditz, 
DRiZ 2019, S. 134; Kring, NVwZ 2019, S. 23 (28). Vgl. auch Steinmeier, NJW 2018, 
S. 2457. 

53 Siehe BR-Drucks. 135/22 und die größtenteils zustimmende Stellungnahme der Bun-
desregierung BT-Drucks. 20/2553. Der Bundestag hat zur Sache noch nicht beraten. 

54 So auch Fachgruppe Verwaltungsrecht der Neuen Richtervereinigung, Offener Brief 
vom 16.07.2019, abrufbar unter: www.neuerichter.de/fileadmin/user_upload/fg_verwal-
tungsrecht/2019_07_Offener_Brief_Luftreinhaltung_NRV.pdf. 
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